
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 24. August 2004 

 

 Nr. 2004/1751   

Vernehmlassung zum Bundesgesetz über die Neue Regionalpolitik NRP; Stellungnahme der 

Regionalkonferenz der Regierungen der Nordwestschweiz NWRK 

  

1. Erwägungen 

An ihrer Sitzung vom 11. Juni 2004 beschloss die Regionalkonferenz der Regierungen der Nord-

westschweiz (NWRK), eine gemeinsame Stellungnahme zum Vernehmlassungsdossier über die neue 

Regionalpolitik (NRP) abzugeben. An der Sitzung des Arbeitsausschusses vom 9. August 2004 

wurde der Entwurf einer Stellungnahme gutgeheissen und soll bis Ende August im Namen aller 

Kantone der NWRK beim Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartement in Bern eingereicht werden. 

Gleichzeitig erarbeitete die vom Koordinationsausschuss Bau/Umwelt/Wirtschaft (KABUW) eingesetzte 

interdepartementale Arbeitsgruppe aus der Verwaltung eine detailliertere Stellungnahme für den Kanton 

Solothurn, welche ebenfalls eingereicht werden soll. Aufgrund der Differenzen zur Stellungnahme des 

Kantons Solothurn kann die gemeinsame Stellungnahme der NWRK nicht vorbehaltlos genehmigt wer-

den. 

2. Beschluss 

2.1 Die vorliegende Stellungnahme der Regionalkonferenz der Regierungen der Nordwestschweiz 

zur Neuen Regionalpolitik wird mit Vorbehalten genehmigt. 

2.2 In der vorliegenden Stellungnahme soll auf der ersten Seite der Satz: “Die Antwort dazu 

fällt bei allen sechs Mitgliedskantonen...” in “Die Antwort dazu fällt bei der Mehrheit der 

Mitgliedskantone...” geändert und am Schluss der Satz: „Als Minderheitsmeinung begrüsst 

der Kanton Solothurn die Neuausrichtung, befürwortet jedoch die einzelbetriebliche Förderung 

und im Grundsatz auch eine Stiftungslösung zur Finanzierung der kleinräumigen 

Regionalpolitik” eingefügt werden.  

Dr. Konrad Schwaller 

Staatsschreiber 

Beilagen 
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„Stellungnahme der Regierungen der Nordwestschweiz zum Bundesgesetz über die neue Regionalpoli-

tik“ mit Ergänzungen des Kantons Solothurn. 
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Verteiler 

Regierungsrat 

Volkswirtschaftsdepartement (2, hh, vö) 

Amt für Wirtschaft und Arbeit 

Dr. Alex Achermann, Konferenzsekretär, Landeskanzlei Basel-Landschaft, Rathausstrasse 2, 

4410 Liestal 
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